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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 21. Mai 1958 

4 — 20040 — 2184/58 IV 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die Errichtung 
des Bundesverwaltungsamtes 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschluß- 
fassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 191. Sitzung am 28. März 1958 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Ge- 
setz seiner Zustimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist in der Anlage 8 dargelegt. 


Für den Bundeskanzler: 

Der Bundesminister für Verkehr 

Seebohm 


Druck: Bonner Univcrsitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Errichtung des Bundesverwaltungsamtes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

(1) Irn Geschäftsbereich des Bundesministers des 
Innern wird eine selbständige Bundesoberbehörde 
unter der Bezeichnung „Bundesverwaltungsamt" 
errichtet. 

(2) Das Bundesverwaltungsamt erledigt in eigener 
Zuständigkeit Verwaltungsaufgaben, die ihm durch 
dieses Gesetz, durch andere Bundesgesetze oder 
auf Grund von Bundesgesetzen übertragen werden. 

(3) Das Bundesverwaltungsamt erledigt als be- 
auftragte Behörde Verwaltungsaufgaben des Bun- 
des, mit deren Durchführung es vom Bundesminister 
des Innern oder mit seiner Zustimmung von der 
sachlich zuständigen obersten Bundesbehörde be- 
auftragt wird. 

§ 2 

(1) Das Bundesverwaltungsamt hat alle Maßnah- 
men, die der Beratung von Auswanderungswilligen, | 
der Vorbereitung der Auswanderung und der Für- ! 
sorge für die Auswanderer dienen, zu treffen. 

(2) Das Bundesverwaltungsamt hat hierbei in Zu- | 
sammenarbeit mit den beteiligten Stellen insbeson- ( 
dere folgende Aufgaben: 

1. Sammlung und Auswertung von Unter- 

lagen, die für die Auswanderung von Be- 
deutung sind, I 

2. Unterrichtung und Beratung der Dienst- 
stellen des Bundes und der Länder, der 
Auskunfts- und Beratungsstellen von Kör- 
perschaften oder Anstalten des öffentlichen 
Rechts oder von Vereinigungen, die sich 
die Fürsorge für die Auswanderer zur Auf- 
gabe machen, in allen Angelegenheiten des 
Auswanderungswesens, 

3. Beobachtung des Auswanderungsdranges 
und der Auswanderungsbewegung, Benach- 
richtigung der Landesbehörden und War- 
nung der Öffentlichkeit bei der Feststel- 
lung von Mißständen im Auswanderungs- 
wesen, 

4. Begutachtung von Siedlungsvorhaben im 
Ausland. 

(3) Die Bundesregierung kann dem Bundesver- 
waltungsamt auf dem Gebiet der Einwanderung die 
in Absatz 2 Nr. 1 und 2 bezeichneten Aufgaben 
übertragen. 

(4) Das Auswärtige Amt ist zu fachlichen Weisun- 
gen berechtigt, soweit es sich um Aufgaben han- 
delt, die auswärtige Angelegenheiten berühren. 


§ 3 

(1) Das Bundesverwaltungsamt ist Bundesaus- 
gleichsstelle gemäß § 25 des Gesetzes zur Regelung 
der Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen in der Fassung 
vom 11. September 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1297). 

(2) In § 25 Abs. 1 des vorgenannten Gesetzes 
werden die Worte „bei dem Bundesministerium 
des Innern" gestrichen. 

§ 4 

Das Bundesverwaltungsamt ist zuständig für die 
Versorgung der früheren Bediensteten jüdischer 
Gemeinden oder öffentlicher Einrichtungen und 
ihrer Hinterbliebenen nach § 31 d des Gesetzes zur 
Regelung der Wiedergutmachung nationalsozialisti- 
schen Unrechts für Angehörige des öffentlichen 
Dienstes in der Fassung vom 23. Dezember 1955 
(Bundesgesetzbl. I S. 820, 822). 

§ 5 

(1) Das Bundesverwaltungsamt ist nach Maßgabe 
des § 17 Abs. 3 und des § 27 des Gesetzes zur 
Regelung von Fragen der Staatsangehörigkeit vom 
22. Februar 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 65) für die 
Ausführung der Staatsangehörigkeitsgesetze zu- 
ständig, soweit nicht die Zuständigkeit der Staats- 
angehörigkeitsbehörden eines Bundeslandes ge- 
geben ist. 

(2) In § 17 Abs. 3 des vorgenannten Gesetzes 
werden die Worte „der Bundesminister des Innern" 
durch die Worte „das Bundesverwaltungsamt" er- 
setzt. 

§ 6 

Das Bundesverwaltungsamt führt das Ausländer- 
zentralregister, das der Erfassung von im Bundes- 
gebiet wohnhaften Ausländern dient. 


§ 7 

Das Bundesverwaltungsamt ist zuständig für die 
Leistung und Abrechnung der nach dem Gesetz 
| über die Sorge für die Kriegsgräber vom 27. Mai 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 320) vom Bunde auf- 
zubringenden Kosten. 

§ 8 

Soweit im Bundesverwaltungsamt auf Grund des 
§ 1 Abs. 2 oder Abs. 3 Aufgaben aus einem ande- 
ren Geschäftsbereich als dem des Bundesministers 
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des Innern erledigt werden, steht das fachliche 
Weisungsrecht der sachlich zuständigen obersten 
Bundesbehörde zu. 

§ 9 

Das Gesetz über die Errichtung eines Bundes- 
amtes für Auswanderung vom 8. Mai 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 289) wird aufgehoben. 


§ 10 

I Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
j des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
| 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

; § 11 

Dieses Gesetz tritt vierzehn Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. 


Begründung 


Das Gesetz über die Errichtung eines Bundesver- 
waltungsamtes will 

a) das Bundesministerium des Innern, gegebenen- 
falls auch andere oberste Bundesbehörden, von 
Verwaltungsaufgaben entlasten, die ihrer Natur 
nach nicht in einer obersten Bundesbehörde er- 
ledigt werden müssen, 

b) durch die Vereinigung bereits bestehender 
Dienststellen im Bundesverwaltungsamt die Ver- 
waltung vereinfachen und verbilligen. 

Zu § 1 

Absatz 1: Das Bundesverwaltungsamt soll als selb- 
ständige Bundesoberbehörde gemäß Artikel 87 
Abs. 3 Satz 1 GG errichtet werden. Da ihm vorwie- | 
gend Aufgaben aus dem Geschäftsbereich des Bun- 
desministers des Innern zugedacht sind, soll es bei ! 
diesem ressortieren. Die allgemein gehaltene Be- 
zeichnung „Bundesverwaltungsamt“ ist gewählt 1 
worden, weil dem Amte durch das Gesetz Aufgaben 
verschiedenster Art übertragen werden und die 
Übertragung weiterer Aufgaben — auch aus ande- 
ren Ressorts — ermöglicht werden soll. 

Absatz 2: Das Bundesverwaltungsamt soll diejeni- 1 
gen Aufgaben erledigen, die dieses Gesetz oder 
künftige Gesetze dem Bundesamt zur eigenen Zu- 
ständigkeit zuweisen. Darüber hinaus ist es auch 
dazu bestimmt, Aufgaben wahrzunehmen, die auf 
Grund gesetzlich begründeter Delegationsbefugnis | 
auf Bundesbehörden übertragen werden können und 
dem Bundesamt übertragen werden. Hierfür kom- 
men aus dem Geschäftsbereich des BMI vorerst fol- 
gende Aufgaben — und zwar in dem Rahmen, wie 
sie z. Z. in der Bundesstelle für Verwaltungsange- 
legenheiten des Bundesministers des Innern bear- 
beitet werden — in Betracht: 

a) Befugnisse des BMI gemäß § 60 Abs. 1 Satz 4 
des Gesetzes zu Artikel 131 GG in der Fassung j 
vom 11. September 1957 (BGBl. I S. 1297) — vgl. 
Bekanntmachung des BMI vom 16. Februar 1956, 
GMB1. S. 167, 

b) Festsetzung von Versorgungsbezügen gemäß 
§ 155 Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes vom 
14. Juli 1953 (BGBl. I S. 551) — vgl. Bekannt- 
machung des BMI vom 16. Mai 1956, GMB1. 

• S. 265, ; 

c) Befugnisse des BMI zur Einleitung von Diszipli- 
narverfahren und als oberste Dienstbehörde ge- 


gen Personen, die unter Kapitel I und § 62 des 
Gesetzes zu Artikel 131 GG fallen, gemäß § 9 
Abs. 2 des Gesetzes zu Artikel 131 GG in Ver- 
bindung mit § 2 der Vierten Verordnung zur 
Durchführung des vorgenannten Gesetzes in der 
Fassung vom 10. Juni 1955 (BGBl. I S. 284) — 
vgl. Erlaß des BMI vom 23. Oktober 1956, GMB1. 
S.' 524. 

Absatz 3: Es gibt in den obersten Bundesbehörden 
eine Fülle verwaltender Tätigkeit, die zwar nach 
Art und Inhalt nicht geeignet ist, die Schaffung der 
gesetzlichen Zuständigkeit einer Oberbehörde zu 
rechtfertigen, die aber andererseits nicht durch die 
obersten Bundesbehörden erledigt zu werden 
braucht. Das Bundesverwaltungsamt soll dazu die- 
nen, neben seinen eigenen Aufgaben solche Tätig- 
keit auftragsweise für die obersten Bundesbehör- 
den wahrzunehmen. Nicht hierunter fallen solche 
Aufgaben, für die die Zuständigkeit oberster Bun- 
desbehörden durch Gesetz ausdrücklich bestimmt 
ist. Es ist vorgesehen, das Bundesverwaltungsamt 
zunächst mit folgenden Aufgaben aus dem Ge- 
schäftsbereich des BMI, die dieser z. Z. in der Bun- 
desstelle für Verwaltungsangelegenheiten des Bun- 
desministers des Innern wahrnehmen läßt, zu be- 
auftragen: 

a) Unterbringung der bei den obersten und oberen 
Bundesbehörden in den Räumen Bonn und 
Frankurt freiwerdenden Verwaltungskräfte — 
vgl. Rundschreiben des BMI vom 31. Juli 1954, 
GMB1. S. 389, 

b) Unterbringung von Beamten des Bundesgrenz- 
schutzes — z. Z. geregelt durch nichtveröffent- 
lichten Erlaß des BMI vom 24. November 1954 — 
09 140 — 2267 11/54, 

c) Befugnisse auf dem Gebiete der Auslandsfür- 
sorge — vgl.' Bekanntmachung des BMI vom 
11. Juni 1956, GMB1. S. 301. 

Zu § 2 

Absatz 1 und 2: Dem Bundesverwaltungsamt wer- 
den die Aufgaben des bisherigen Bundesamtes für 
Auswanderung zur Erledigung in eigener Zustän- 
digkeit zugewiesen. § 2 des Gesetzes über die Er- 
richtung eines Bundesamtes für Auswanderung vom 
8. Mai 1952 (BGBl. I S. 289), der die Aufgaben die- 
ses Amtes umreißt, ist in den Entwurf übernommen 
worden,- Absatz 1 wurde der Klarstellung halber 
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lediglich dahin ergänzt, daß auch die Beratung von I 
Auswanderungswilligen zu den Aufgaben der neuen 
Oberbehörde gehören soll. 

Absatz 3: Die Übernahme dieser Bestimmung, die 
§ 3 des vorgenannten Gesetzes entspricht, erschien , 
notwendig, damit die Bundesregierung dem Bundes- : 
verwaltungsamt in gleicher Weise wie dem bis- 
herigen Bundesamt für Auswanderung Aufgaben ; 
auf dem Gebiet der Einwanderung übertragen kann. 

Absatz 4: Soweit es sich um Aufgaben handelt, die 
zugleich auswärtige Angelegenheiten berühren, soll j 
dem Auswärtigen Amt ein fachliches Weisungsrecht 
in der gleichen Weise zustehen, wie es bisher ge- 
mäß § 1 Satz 2 des Gesetzes über die Errichtung ] 
eines Bundesamtes für Auswanderung bestand. 

Zu § 3 

Absatz 1: § 3 des Entwurfs bestimmt das Bundes- 
verwaltungsamt zur Bundesausgleichsstelle im Sinne 
des § 25 des Gesetzes zu Artikel 131 GG in der 
Fassung vom 11. September 1957 (BGBl. I S. 1297). 

Absatz 2: Diese Regelung trägt dem Umstand Rech- j 
nung, daß das Bundesverwaltungsamt auch in sei- ; 
ner Eigenschaft als Bundesausgleichsstelle eine j 
selbständige Bundesoberbehörde ist. 

Zu § 4 

Dem Bundesverwaltungsamt wird die Zuständigkeit 
für die Versorgung der früheren Bediensteten jüdi- 
scher Gemeinden oder öffentlicher Einrichtungen 
und ihrer Hinterbliebenen nach § 31 d des Gesetzes 
zur Regelung der Wiedergutmachung nationalsozia- 
listischen Unrechts für Angehörige des öffentlichen j 
Dienstes vom 23. Dezember 1955 (BGBl. I S. 820, I 
822) zugewiesen. Die Bezeichnung der zuständigen j 
Behörde in der Verordnung zur Durchführung des 
§ 31 d vom 6. Juli 1956 (BGBl. I S. 643) wird später 
im Verordnungswege zu ändern sein. 

Zu § 5 

Absatz 1: Dem Bundesverwaltungsamt sollen bei ! 
der Ausführung der Staatsangehörigkeitsgesetze 
künftig diejenigen Zuständigkeiten obliegen, die 1 
gemäß § 17 Abs. 3 und § 27 des Gesetzes zur Re- 
gelung von Fragen der Staatsangehörigkeit vom 
22, Februar 1955 (BGBl. I S. 65) dem BMI zustehen. > 
Wie der Bundesminister des Innern, der seine Zu- 
ständigkeiten z. Z. in der Bundesstelle für Verwal- i 
tungsangelegenheiten wahrnehmen läßt, soll das 
Bundesverwaltungsamt nur in Fällen tätig werden, 
in denen die Zuständigkeit einer Behörde außer- 
halb des Geltungsbereichs des Grundgesetzes ge- 
geben wäre oder es an einer zuständigen Staats- 
angehörigkeitsbehörde fehlt. Die Kompetenzen der 
Bundesländer werden dadurch nicht berührt. 

Absatz 2: Die vorgesehene Gesetzesänderung ist 
wegen der Zuweisung der in Absatz 1 genannten 
Zuständigkeit an das Bundesverwaltungsamt er- 
forderlich. I 

Zu § 6 

Dem Bundesverwaltungsamt soll die Führung des 
Ausländerzentralregisters obliegen. Diese Aufgabe 


wird z. Z. von der Bundesstelle für Verwaltungs- 
angelegenheiten des BMI wahrgenommen. Das Aus- 
länderzentralregister dient entsprechend einem 
Übereinkommen mit den Ländern der zentralen Er- 
fassung von im Bundesgebiet wohnhaften Auslän- 
dern und teilt Tatsachen, die für das Aufenthalts- 
recht von Ausländern im Bundesgebiet von Bedeu- 
tung sind, den Ausländerbehörden mit. 

Zu § 7 

Nach dem Kriegsgräbergesetz vom 27. Mai 1952 
(BGBl. I S. 320) hat der Bund die Kosten für die 
Anlegung von Kriegsgräbern, einschließlich etwa 
erforderlicher Umbettungen, sowie die Aufwendun- 
gen für Ruherechtsentschädigungen zu tragen und 
die Kosten der Instandsetzung und Pflege der 
Kriegsgräber nach Pauschsätzen zu erstatten. Im 
wesentlichen gilt dies auch für die unter § 6 des 
Kriegsgräbergesetzes fallenden Gräber. 

Das Kriegsgräbergesetz enthält keine ausdrückliche 
Zuständigkeitsregelung für die verwaltungsmäßige 
Bearbeitung der mit der Leistung und Abrechnung 
aller vom Bund nach den vorstehenden Bestimmun- 
gen aufzubringenden Kosten. Diese Arbeiten wur- 
den bisher im BMI erledigt. § 7 des Entwurfs be- 
zweckt, diese Aufgabe dem Bundesverwaltungsamt 
zuzuweisen und das Ministerium insoweit zu ent- 
lasten. 

Zu § 8 

Das Bundesverwaltungsamt, das als Behörde beim 
Bundesminister des Innern ressortiert (§ 1 Abs. 1), 
soll die Möglichkeit zur Entlastung auch anderer 
oberster Bundesbehörden bieten. Es empfiehlt sich, 
durch das Gesetz klarzustellen, daß in diesen Fäl- 
len das fachliche Weisungsrecht der sachlich zu- 
ständigen obersten Bundesbehörde, die nach § 1 
Abs. 3 das Bundesverwaltungsamt beauftragt hat, 
unberührt bleibt. 

Zu § 9 

Die mit diesem Gesetz erstrebte Errichtung eines 
Bundesverwaltungsamtes macht das Bundesamt für 
Auswanderung und die Bundesstelle für Verwal- 
tungsangelegenheiten des Bundesministers des In- 
nern entbehrlich. Da die erstgenannte Behörde auf 
dem Gesetz über die Errichtung eines Bundesamtes 
für Auswanderung vom 8. Mai 1952 (BGBL I S. 289) 
beruht, muß dieses Gesetz aufgehoben werden. Die 
Bundesstelle für Verwaltungsangelegenheiten wurde 
dagegen als eine dem Bundesminister des Innern 
angegliederte Dienststelle durch Organisationserlaß 
vom 10. November 1955 (GMB1. S. 452) geschaffen. 
In ihr sind die Bundesausgleichsstelle beim BMI, 
die Bundesstelle für Entschädigung der Bedienste- 
ten jüdischer Gemeinden, die Bundesstelle für 
Staatsangehörigkeitsangelegenheiten beim Bundes- 
ministerium des Innern und das Ausländerzentral- 
register zusammengefaßt. Da die Bundesstelle für 
Verwaltungsangelegenheiten keine selbständige 
Behörde ist und durch Erlaß errichtet wurde, bedarf 
ihre Aufhebung keiner gesetzlichen Regelung, son- 
dern wird im Verwaltungswege zu erfolgen haben. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen: “ 

Begründung 

Die Zustimmungsbedürftigkeit ergibt sich aus 
§ 5 Abs. 2, da dort ein mit Zustimmung des 
Bundesrates ergangenes Gesetz förmlich ge- 
ändert wird. 

2 . Zu § 1 

a) In Absatz 2 sind die Worte „ r durch andere 
Bundesgesetze oder auf Grund von Bundes- 
gesetzen“ zu streichen; 

b) Absatz 3 ist zu streichen. 

Begründung zu a) und b) 

Nach der vom Bundesrat ständig vertretenen 
Auffassung bedarf gemäß Artikel 87 Abs. 3 
Satz 1 des Grundgesetzes nicht nur die Errich- 
tung einer Bundesoberbehörde, sondern auch 
die Übertragung von Verwaltungszuständigkei- 
ten auf diese Bundesoberbehörde eines formel- 
len Bundesgesetzes. In diesem Bundesgesetz 
müssen die Aufgaben, die von der Bundesober- 


behörde im Sinne des Artikels 87 Abs. 3 Satz 1 
des Grundgesetzes wahrgenommen werden sol- 
len, enumerativ aufgezählt werden. 

Die in § 1 Abs. 2 letzte Alternative („oder auf 
Grund von Bundesgesetzen“) und in § 1 Abs. 3 
enthaltenen Regelungen, die eine Übertragung 
von Zuständigkeiten auf das Bundesverwal- 
tungsamt auch ohne formelles Gesetz vorsehen, 
verstoßen gegen diese Grundsätze und sind da- 
her verfassungsrechtlich zu beanstanden. Außer- 
dem wird durch die in § 1 Abs. 3 vorgesehene 
Regelung unter Umgehung des im Grundgesetz 
für die Wahrnehmung von Verwaltungsaufgaben 
durch Bundesstellen festgelegten Typenzwangs 
eine unter dem Bundesminister des Innern ste- 
hende Bundesverwaltungsbehörde geschaffen. 
§ 1 Abs. 2 zweite Alternative („durch andere 
Bundesgesetze") erscheint überflüssig. 

3. Zu § 8 

§ 8 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Streichung ergibt sich als Folge der Strei- 
chung in § 1 Abs. 2 und 3. 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Die Bundesregierung vermag den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates nicht zu folgen. 

Zu 1 . (Zustimmungsbedürftigkeit) 

Die Bundesregierung teilt nicht die Ansicht des 
Bundesrates, daß sich aus der in § 5 Abs. 2 des 
Gesetzentwurfs vorgesehenen Änderung des Ge- 
setzes zur Regelung von Fragen der Staatsangehö- 
rigkeit vom 22. Februar 1955 (BGBl. I S. 65) die 
Zustimmungsbedürftigkeit des vorliegenden Ent- 
wurfs ergebe. Nach Auffassung der Bundesregierung 
würde diese Vorschrift die Zustimmungsbedürftig- 
keit des Gesetzentwurfs nur dann begründen, wenn 
§ 17 Abs. 3 des Staatsangehörigkeitsregelungs- 
gesetzes die Einrichtung oder das Verwaltungsver- 
fahren von Landesbehörden geregelt und deshalb 
seinerseits selbst der Zustimmung des Bundes- 
rates bedurft hätte. Dies ist jedoch nicht der Fall. 


Zu 2. a) (Streichung in § 1 Abs. 2) 

Die Bundesregierung vermag dem Vorschlag nicht 
zuzustimmen, da sonst der Eindruck entsteht, als 
ob die Aufgaben des Bundesverwaltungsamtes 
durch den vorliegenden Entwurf abschließend ge- 
regelt wären. Es muß aber offen bleiben, daß dem 
Bundesverwaltungsamt sowohl durch künftige 
Bundesgesetze als auch auf Grund von Bundes- 
gesetzen weitere Aufgaben zugewiesen werden 
können. 

Die Auffassung des Bundesrates, daß nach Arti- 
kel 87 Abs. 3 Satz 1 GG auch die Übertragung 
von Verwaltungszuständigkeiten auf eine Bundes- 
oberbehörde stets eines formellen, die Zuständig- 
keiten enumerativ aufzählenden Gesetzes bedürfe 
und die Worte „auf Grund von Bundesgesetzen“ 
gegen diesen Grundsatz verstießen, findet im 
Grundgesetz keine Stütze. Artikel 87 Abs. 3 Satz 1 
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GG verlangt lediglich für die Errichtung einer 
selbständigen Bundesoberbehörde ein Bundes- 
gesetz. Er erfordert aber kein formelles Gesetz für 
die Übertragung von Aufgaben auf eine Bundes- 
oberbehörde. Diese kann daher auch auf Grund 
einer in Bundesgesetzen enthaltenen Ermächtigung 
erfolgen. Bei einer solchen Ermächtigung können 
im übrigen die zu übertragenden Verwaltungs- 
aufgaben ebenso konkret und enumerativ bezeich- 
net werden wie in einem die Aufgaben unmittel- 
bar übertragenden Bundesgesetz, 

Zu 2. b) (Streichung des § 1 Abs. 3) 

Dem Vorschlag kann nicht zugestimmt werden. § 1 
Abs. 3 des Gesetzentwurfs sieht nicht die Begrün- 


dung einer eigenen Zuständigkeit des Bundesver- 
waltungsamtes, sondern lediglich die Zuweisung 
von Aufgaben zur auftragsweisen Erledigung vor. 
Es handelt sich dabei ausschließlich um Bundes- 
aufgaben, für die nicht die Zuständigkeit einer be- 
stimmten Bundesbehörde vom Gesetzgeber fest- 
gelegt ist, und zwar in aller Regel um schlicht ver- 
waltende Tätigkeit, bei der Verwaltungsakte 
gegenüber Dritten nicht zu setzen sind. 

Zu 3. (Streichung des § 8) 

Die Ablehnung der Ändernugsvorschläge zu 2. a) 
und b) erfordert die Aufrechterhaltung des § 8, der 
das fachliche Weisungsrecht der zuständigen ober- 
sten Bundesbehörde regelt. 
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